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I. Allgemeine Bestimmungen 

 

 

§ 1 

Firma, Sitz und Geschäftsjahr 

 

(1) Die Gesellschaft führt die Firma  

 

VTG Aktiengesellschaft. 

 

(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Hamburg.  

 

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

 

 

§ 2 

Gegenstand des Unternehmens 

          

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Leitung einer Gruppe von Un-

ternehmen, die im Bereich der Vermietung von Transportmitteln, ins-

besondere von Eisenbahngüterwagen und Tankcontainern, und der 

Vornahme von Schienenlogistik-, Tankcontainer- und Speditionsge-

schäften sowie aller Geschäfte, die mit der Betätigung auf den vorge-

nannten Gebieten zusammenhängen, tätig sind; die Leitung der 

Gruppe umfasst auch die Erbringung von Dienstleistungen an Gesell-

schaften der Gruppe.  

 

(2) Die Gesellschaft kann auf den in Absatz 1 genannten Gebieten auch 

selbst tätig werden. Sie kann Geschäfte jeder Art tätigen, die dem Ge-

genstand des Unternehmens unmittelbar oder mittelbar dienen. Sie 

kann zu diesem Zweck insbesondere Unternehmen gleicher oder ähn-

licher Art im In- und Ausland gründen, erwerben, pachten, sich an sol-

chen Unternehmen beteiligen und diese veräußern, wobei Finanz-

dienstleistungen im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 des Gesetzes über 

das Kreditwesen ausgeschlossen sind. Sie kann Unternehmen, an de-

nen sie mehrheitlich beteiligt ist, unter ihrer Leitung zusammenfassen 

oder sich auf die Verwaltung der Beteiligung beschränken. Sie kann 

ihren Betrieb ganz oder teilweise in verbundene Unternehmen aus-

gliedern. 

 

(3) Die Gesellschaft ist zur Errichtung von Zweigniederlassungen oder 

Geschäftsstellen im In- und Ausland berechtigt.  
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§ 3 

Bekanntmachungen und Informationsübermittlung 

 

(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzei-

ger.  

 

(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, den Aktionären Informationen im Wege 

der Datenfernübertragung zu übermitteln. 

 

 

 

II. Grundkapital und Aktien 

 

 

§ 4 

Grundkapital und Aktien 

 

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 34.233.591,00 (in 

Worten: Euro vierunddreißig Millionen zweihundertdreiunddreißigtau-

sendfünfhunderteinundneunzig).  

 

(2) Das Grundkapital ist eingeteilt in 34.233.591 Stückaktien. Die Aktien 

lauten auf den Inhaber. 

 

(3) Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung der neuen Ak-

tien abweichend von § 60 AktG geregelt werden.  

 

(4) Das Grundkapital ist um bis zu EUR 14.378.109,00, eingeteilt in bis zu 

Stück 14.378.109 auf den Inhaber lautende Stückaktien bedingt er-

höht (Bedingtes Kapital). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur inso-

weit durchgeführt, wie die Inhaber bzw. Gläubiger von Options- oder 

Wandlungsrechten bzw. die zur Wandlung/Optionsausübung Ver-

pflichteten aus Options- oder Wandelanleihen, die von der Gesell-

schaft oder einem nachgeordneten Konzernunternehmen der Gesell-

schaft aufgrund der Ermächtigung des Vorstands durch Hauptver-

sammlungsbeschluss vom 12. Juni 2019 bis zum 11. Juni 2024 aus-

gegeben bzw. garantiert werden, von ihren Options- bzw. Wandlungs-

rechten Gebrauch machen oder, soweit sie zur Wandlung/Optionsaus-

übung verpflichtet sind, ihre Verpflichtung zur Wandlung/Optionsaus-

übung erfüllen bzw. soweit die Gesellschaft ein Wahlrecht ausübt, 

ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags Ak-

tien der Gesellschaft zu gewähren, soweit jeweils nicht ein Baraus-

gleich gewährt oder eigene Aktien oder Aktien einer anderen 
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Gesellschaft zur Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe der 

neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend bezeich-

neten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden Options- 

bzw. Wandlungspreis. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Ge-

schäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn teil; soweit recht-

lich zulässig, kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 

Gewinnbeteiligung neuer Aktien hiervon und auch abweichend von § 

60 Absatz 2 AktG, auch für ein bereits abgelaufenes Geschäftsjahr, 

festlegen. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-

rats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapi-

talerhöhung festzusetzen. 

  

(5) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Grundkapital der Gesellschaft bis zum 11. Juni 2024 um bis zu insge-

samt EUR 14.378.109,00 durch einmalige oder mehrmalige Ausgabe 

von insgesamt bis zu 14.378.109 neuen, auf den Inhaber lautender 

Stückaktien mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von je EUR 

1,00 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes 

Kapital). Dabei ist den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht ein-

zuräumen. Das Bezugsrecht kann auch mittelbar gewährt werden, in-

dem die neuen Aktien von einem oder mehreren durch den Vorstand 

bestimmten Kreditinstituten oder nach § 53 Absatz 1 Satz 1 oder § 53 

b Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 7 des Gesetzes über das Kreditwesen 

tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, sie 

den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Der 

Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetz-

liche Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen: 

 

a)  bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlage zur Gewährung von 

Aktien zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unterneh-

mensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen 

Vermögensgegenständen einschließlich Rechten und Forde-

rungen oder im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüs-

sen; 

  

b)  soweit dies erforderlich ist, um Inhabern der von der Gesell-

schaft oder ihren Tochtergesellschaften ausgegebenen Opti-

onsscheine und Wandelschuldverschreibungen ein Bezugs-

recht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es 

ihnen nach Ausübung des Options- bzw. Wandelrechts bzw. 

nach Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten zustehen 

würde; 



Satzung der VTG Aktiengesellschaft, Hamburg (Fassung 8. September 2020)  Seite 5 

 

c)  um etwaige Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht auszuneh-

men; 

  

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 

weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung 

einschließlich des Inhalts der Aktienrechte und der Bedingungen der 

Aktienausgabe festzulegen. 

 

 

§ 5 

Aktien 

 

(1) Der Anspruch eines Aktionärs auf Verbriefung seines Anteils ist aus-

geschlossen.  

 

(2) Die Form der Aktienurkunden sowie der Gewinnanteil- und Erneue-

rungsscheine bestimmt der Vorstand.  

 

 

 

III. Vorstand 

 

 

§ 6 

Zusammensetzung, Geschäftsordnung 

 

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern. Im Übrigen 

bestimmt der Aufsichtsrat die Anzahl der Vorstandsmitglieder. Der 

Aufsichtsrat kann stellvertretende Vorstandsmitglieder bestellen.  

 

(2) Der Vorstand soll aus seiner Mitte einen Sprecher wählen, sofern nicht 

der Aufsichtsrat ein Vorstandsmitglied zum Vorsitzenden des Vor-

stands ernennt.  

 

(3) Der Vorstand bestimmt seine Geschäftsordnung durch einstimmigen 

Beschluss seiner Mitglieder, wenn nicht der Aufsichtsrat eine Ge-

schäftsordnung für den Vorstand erlässt. Der Aufsichtsrat legt fest, 

welche Geschäfte nur mit seiner Zustimmung vorgenommen werden 

dürfen.  
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§ 7 

Vertretungsmacht 

 

(1) Die Gesellschaft wird durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein 

Vorstandsmitglied gemeinsam mit einem Prokuristen vertreten.  

 

(2) Der Aufsichtsrat kann alle oder einzelne Vorstandsmitglieder und zur 

gesetzlichen Vertretung gemeinsam mit einem Vorstandsmitglied be-

rechtigte Prokuristen von dem Verbot der Mehrfachvertretung gem. 

§ 181 Alt. 2 BGB befreien; § 112 AktG bleibt unberührt.  

 

 

 

IV. Aufsichtsrat 

 

 

§ 8 

Zusammensetzung, Wahlen, Amtsdauer 

 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus neun Mitgliedern, die von der Hauptver-

sammlung gewählt werden.  

 

(2) Die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder und gegebenenfalls deren Er-

satzmitglieder erfolgt für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptver-

sammlung, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach 

dem Beginn der Amtszeit beschließt, wobei das Jahr, in dem die Amts-

zeit beginnt, nicht mitgerechnet wird.  

 

Die Hauptversammlung kann für von ihr zu wählende Mitglieder bei 

der Wahl einen kürzeren Zeitraum beschließen. Die Bestellung eines 

Nachfolgers eines vor Ablauf der Amtszeit ausgeschiedenen Auf-

sichtsratsmitglieds erfolgt, soweit die Hauptversammlung die Amtszeit 

des Nachfolgers nicht abweichend bestimmt, für den Rest der Amts-

zeit des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds.  

 

(3) Mit der Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds kann gleichzeitig ein Ersatz-

mitglied bestellt werden, das in den Aufsichtsrat nachrückt, wenn das 

Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf seiner Amtszeit ausscheidet, ohne 

dass ein Nachfolger bestellt ist. Das Amt eines in den Aufsichtsrat 

nachgerückten Aufsichtsratsmitglieds der Aktionäre erlischt, sobald 

ein Nachfolger für das ausgeschiedene Aufsichtsratsmitglied bestellt 
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ist, spätestens mit Ablauf der Amtszeit des ausgeschiedenen Auf-

sichtsratsmitglieds.  

 

(4) Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder des Aufsichtsrats können ihr 

Amt durch eine an den Vorstand zu richtende schriftliche Erklärung 

unter Einhaltung einer Frist von einem Monat auch ohne wichtigen 

Grund niederlegen. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats ist hiervon in 

Kenntnis zu setzen. Die Gesellschaft, vertreten durch den Vorstand, 

kann auf die Einhaltung der Frist verzichten. 

 

 

§ 9 

Vorsitzender und Stellvertreter 

 

(1) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen 

Stellvertreter. Die Amtszeit des Vorsitzenden und des Stellvertreters 

entspricht, soweit nicht bei der Wahl eine kürzere Amtszeit bestimmt 

wird, ihrer Amtszeit als Mitglied des Aufsichtsrats. Die Wahl soll im 

Anschluss an die Hauptversammlung, in der die von der Hauptver-

sammlung zu wählenden Aufsichtsratsmitglieder neu gewählt worden 

sind, erfolgen; diese Sitzung bedarf keiner besonderen Einberufung.  

 

(2) Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vorzeitig aus dem 

Amt aus, so hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine Neuwahl vorzuneh-

men.  

 

(3) Der Vorsitzende oder – im Fall seiner Verhinderung – sein Stellvertre-

ter ist ermächtigt, im Namen des Aufsichtsrats die zur Durchführung 

der Beschlüsse des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse erforderli-

chen Erklärungen abzugeben. Nur der Vorsitzende oder – im Fall sei-

ner Verhinderung – sein Stellvertreter ist befugt, Erklärungen für den 

Aufsichtsrat entgegenzunehmen. 

 

 

§ 10 

Geschäftsordnung, Änderungen der Satzungsfassung 

 

(1) Im Rahmen der zwingenden gesetzlichen Vorschriften und der Best-

immungen dieser Satzung gibt sich der Aufsichtsrat eine Geschäfts-

ordnung.  
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(2) Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Änderungen der Satzung zu beschlie-

ßen, die nur die Fassung betreffen.  

 

 

§ 11 

Einberufung 

 

(1) Aufsichtsratssitzungen werden vom Vorsitzenden oder – im Fall seiner 

Verhinderung – von seinem Stellvertreter unter Einhaltung einer Frist 

von vierzehn Tagen einberufen. Dies kann mündlich, schriftlich, fern-

schriftlich, fernmündlich oder durch den Einsatz moderner Telekom-

munikationsmittel (E-Mail etc.) erfolgen. Bei der Berechnung der Frist 

werden der Tag der Absendung der Einladung und der Tag der Sit-

zung nicht mitgerechnet. In dringenden Fällen kann der Vorsitzende 

die Einberufungsfrist abkürzen.  

 

(2) In der Einladung sind die einzelnen Punkte der Tagesordnung anzu-

geben. Ergänzungen der Tagesordnung müssen, falls nicht ein drin-

gender Fall eine spätere Mitteilung rechtfertigt, bis zum siebten Tag 

vor der Sitzung mitgeteilt werden.  

 

(3) Der Vorsitzende kann eine einberufene Sitzung nach pflichtgemäßem 

Ermessen aufheben oder verlegen.  

 

 

§ 12 

Beschlussfassung, Beschlussfähigkeit 

 

(1) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen ge-

fasst. Der Vorsitzende leitet die Sitzungen. Er bestimmt die Reihen-

folge, in der die Gegenstände der Tagesordnung verhandelt werden 

sowie die Art und Reihenfolge der Abstimmungen.  

 

(2) Beschlüsse sollen nur zu solchen Tagesordnungspunkten gefasst 

werden, die rechtzeitig in der Einladung angekündigt worden sind. Ist 

ein Tagesordnungspunkt nicht rechtzeitig angekündigt worden, so darf 

darüber nur beschlossen werden, wenn kein Mitglied widerspricht.  

 

Abwesenden Aufsichtsratsmitgliedern ist in einem solchen Fall Gele-

genheit zu geben, binnen einer vom Vorsitzenden festzusetzenden 

angemessenen Frist der Beschlussfassung nachträglich zu 
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widersprechen. Der Beschluss wird erst wirksam, wenn kein abwesen-

des Aufsichtsratsmitglied innerhalb der Frist widersprochen hat.  

 

(3) Eine Beschlussfassung des Aufsichtsrats kann auf Anordnung des 

Vorsitzenden auch in einer Telefon- oder Videokonferenz oder außer-

halb einer Sitzung durch mündliche, fernmündliche, schriftliche, in 

Textform oder mit Hilfe sonstiger, gebräuchlicher Mittel der Telekom-

munikation (insbesondere E-Mail) übermittelte Stimmabgaben erfol-

gen. Eine Kombination der vorgenannten Möglichkeiten der Be-

schlussfassung ist zulässig. Ein Recht zum Widerspruch gegen die 

vom Vorsitzenden angeordnete Form der Beschlussfassung besteht 

nicht. Solche Beschlüsse werden vom Vorsitzenden schriftlich festge-

stellt und allen Mitgliedern zugeleitet.  

 

(4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der 

Mitglieder, aus denen er insgesamt zu bestehen hat, an der Be-

schlussfassung teilnimmt. Ein Mitglied nimmt auch dann an der Be-

schlussfassung teil, wenn es sich in der Abstimmung der Stimme ent-

hält. Mitglieder, die durch Telefon- oder Videokonferenz zugeschaltet 

sind, gelten als anwesend. Abwesende Mitglieder können an der Be-

schlussfassung teilnehmen, indem sie eine schriftliche oder durch Te-

lefax übermittelte Stimmabgabe durch ein anderes Mitglied überrei-

chen lassen. 

 

(5) Die Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen gefasst, soweit nicht gesetzlich eine andere Mehrheit zwin-

gend vorgeschrieben ist. Ergibt eine Abstimmung im Aufsichtsrat Stim-

mengleichheit, so hat bei einer erneuten Abstimmung über denselben 

Gegenstand, wenn auch sie Stimmengleichheit ergibt, der Vorsitzende 

zwei Stimmen. Absatz 4 Satz 4 ist auch auf die Abgabe der zweiten 

Stimme anzuwenden. Dem Stellvertreter steht die zweite Stimme nicht 

zu. Der Vorsitzende entscheidet bei Stimmengleichheit, ob eine er-

neute Abstimmung in derselben Sitzung erfolgt.  

 

(6) Der Vorsitzende kann die Beschlussfassung über einzelne oder sämt-

liche Gegenstände der Tagesordnung auf höchstens vier Wochen ver-

tagen, wenn ein erheblicher Grund für die Vertagung vorliegt. Zu einer 

erneuten Vertagung ist der Vorsitzende nicht befugt.  
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(7) Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats sind Nie-

derschriften zu fertigen, vom Vorsitzenden zu unterzeichnen und je-

dem Aufsichtsratsmitglied zuzuleiten.  

 

 

§ 13 

Ausschüsse 

 

(1) Der Aufsichtsrat kann Ausschüsse bilden und aus seiner Mitte beset-

zen. Den Ausschüssen können, soweit gesetzlich zulässig, Entschei-

dungsbefugnisse des Aufsichtsrats übertragen werden.  

 

(2) Der Ausschuss kann aus seiner Mitte einen Vorsitzenden wählen, 

wenn nicht der Aufsichtsrat einen Vorsitzenden bestimmt. Ein Aus-

schuss ist nur beschlussfähig, wenn die Hälfte der Mitglieder, mindes-

tens jedoch drei Mitglieder, an der Beschlussfassung teilnehmen. Bei 

Stimmengleichheit im Ausschuss hat der Ausschussvorsitzende, 

wenn eine erneute Abstimmung über denselben Beschlussgegen-

stand wiederum Stimmengleichheit ergibt, zwei Stimmen. Im Übrigen 

kann der Aufsichtsrat Zusammensetzung, Befugnisse und Verfahren 

der Ausschüsse regeln. Vorbehaltlich abweichender Regelungen des 

Aufsichtsrats gelten die §§ 11 und 12 für die Ausschüsse entspre-

chend, soweit nicht der Aufsichtsrat bei Bildung des Ausschusses et-

was anderes bestimmt.  

 

 

§ 14 

Vergütung des Aufsichtsrats 

 

(1) Die Hauptversammlung beschließt über die Vergütung der Mitglieder 

des Aufsichtsrats und von Aufsichtsratsausschüssen. Die beschlos-

sene Vergütung gilt für alle nachfolgenden Geschäftsjahre bis die 

Hauptversammlung einen neuen Beschluss fasst. 

 

(2) Aufsichtsrats- und Ausschussmitglieder, die nur während eines Teils 

des Geschäftsjahres dem Aufsichtsrat oder einem Ausschuss ange-

hört haben, erhalten eine zeitanteilige Vergütung in Höhe von 1/12 der 

nach Absatz 1 beschlossenen Vergütung für jeden angefangenen Mo-

nat der Mitgliedschaft im Aufsichtsrat bzw. in einem seiner Aus-

schüsse. 

 

(3) Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsratsmitgliedern auf Nachweis 

angemessene Auslagen. Die Umsatzsteuer wird von der Gesellschaft 
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erstattet, soweit die Mitglieder des Aufsichtsrats berechtigt sind, die 

Umsatzsteuer der Gesellschaft gesondert in Rechnung zu stellen und 

dieses Recht ausüben.  

 

(4) Die Gesellschaft kann zu Gunsten der Aufsichtsratsmitglieder eine 

Haftpflichtversicherung abschließen, welche die gesetzliche Haft-

pflicht aus der Aufsichtsratstätigkeit abdeckt.  

 

 

 

V. Hauptversammlung 

 

 

§ 15 

Ort und Einberufung 

 

(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft, in einer Stadt 

im Bundesgebiet mit mehr als 100.000 Einwohnern oder im Umkreis 

von 50 km um den Sitz der Gesellschaft statt. Sie wird, vorbehaltlich 

der gesetzlichen Einberufungsrechte des Aufsichtsrats und einer Akti-

onärsminderheit, durch den Vorstand einberufen.  

(2) Die Hauptversammlung ist – soweit gesetzlich keine kürzere Frist zu-

lässig ist – mindestens dreißig Tage vor dem Tage der Versammlung 

einzuberufen. Der Tag der Einberufung und der Tag der Hauptver-

sammlung sind bei der Berechnung dieser Frist nicht mitzurechnen. 

Diese Einberufungsfrist verlängert sich um die Tage der Anmeldefrist. 

 

§ 16 

Anmeldung und Berechtigungsnachweis, Teilnahme 

 

(1) Aktionäre, die an der Hauptversammlung teilnehmen oder ihr Stimm-

recht ausüben wollen, müssen sich vor der Versammlung anmelden. 

Die Anmeldung muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung 

hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der Hauptver-

sammlung zugehen. In der Einberufung kann eine kürzere, in Tagen 

zu bemessende Frist vorgesehen werden. Der Tag des Zugangs und 

der Tag der Hauptversammlung sind bei der Berechnung dieser Frist 

nicht mitzurechnen. Die Anmeldung bedarf der Textform und muss in 

deutscher oder englischer Sprache erfolgen.  
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(2) Die Aktionäre müssen außerdem ihre Berechtigung zur Teilnahme an 

der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts nachwei-

sen. Dazu ist ein in Textform erstellter Nachweis ihres Anteilsbesitzes 

durch das depotführende Institut ausreichend. Der Nachweis des An-

teilsbesitzes hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptver-

sammlung zu beziehen und muss der Gesellschaft unter der in der 

Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor 

der Versammlung zugehen. In der Einberufung kann eine kürzere, in 

Tagen zu bemessende Frist vorgesehen werden. Der Tag des Zu-

gangs und der Tag der Hauptversammlung sind bei der Berechnung 

dieser Frist nicht mitzurechnen. 

 

(3) Der Vorstand kann vorsehen, dass die Aktionäre an der Hauptver-

sammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Be-

vollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte 

ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben 

können.  

 

 

§ 17 

Stimmrecht 

 

(1) Jede Stückaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. 

(2) Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevoll-

mächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform. In der 

Einberufung kann eine Erleichterung der Form bestimmt werden. § 

135 AktG bleibt unberührt.  

(3) Beschlüsse werden, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften 

entgegenstehen, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen 

und, sofern das Gesetz außer der Stimmenmehrheit eine Kapitalmehr-

heit vorschreibt, mit der einfachen Mehrheit des bei der Beschlussfas-

sung vertretenen Grundkapitals gefasst. 

 

(4) Der Vorstand kann vorsehen, dass die Aktionäre ihre Stimmen auch 

ohne an der Versammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege 

elektronischer Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). 

 

 

 



Satzung der VTG Aktiengesellschaft, Hamburg (Fassung 8. September 2020)  Seite 13 

 

§ 18 

Leitung der Hauptversammlung 

 

(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Auf-

sichtsrats. Im Fall seiner Verhinderung bestimmt er ein anderes Auf-

sichtsratsmitglied, das diese Aufgabe wahrnimmt. Ist der Vorsitzende 

verhindert und hat er keinen Vertreter bestimmt, wird der Leiter der 

Hauptversammlung von den in der Hauptversammlung anwesenden 

Aufsichtsratsmitgliedern mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt.  

 

(2) Der Versammlungsleiter kann eine von der Ankündigung in der Tages-

ordnung abweichende Reihenfolge der Verhandlungsgegenstände 

bestimmen. Er bestimmt Art, Form und Reihenfolge der Abstimmun-

gen.  

 

(3) Der Vorsitzende kann das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich 

angemessen beschränken. Er ist insbesondere berechtigt, zu Beginn 

oder während der Hauptversammlung einen zeitlich angemessenen 

Rahmen für den Verlauf der Hauptversammlung, für einzelne Tages-

ordnungspunkte oder für einzelne Redner zu setzen.  

 

 

§ 19 

Übertragung der Hauptversammlung 

 

(1) Die Hauptversammlung kann teilweise oder vollständig in Ton und Bild 

übertragen und aufgezeichnet werden.  

 

(2) Die näheren Einzelheiten regelt der Vorstand mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats sowie während der Hauptversammlung der Versamm-

lungsleiter.  

 

(3) Soll eine öffentliche Übertragung erfolgen, so ist hierauf sowie auf die 

weiteren Einzelheiten in der Einladung zur Hauptversammlung hinzu-

weisen.  

 

(4) Die Teilnahme von Mitgliedern des Aufsichtsrats an der Hauptver-

sammlung kann im Wege der Bild- und Tonübertragung erfolgen, so-

fern das Aufsichtsratsmitglied seinen Wohnsitz im Ausland hat oder 

am Tag der Hauptversammlung wegen der Wahrnehmung eigener 

Dienstgeschäfte oder aus sonstigen Gründen an der Teilnahme der 

Hauptversammlung verhindert ist. Die Entscheidung, in welcher Weise 

eine Bild- und Tonübertragung erfolgt, trifft der Vorsitzende des Auf-

sichtsrats.  
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VI. Jahresabschluss, Gewinnverwendung,  

Ordentliche Hauptversammlung 

 

 

§ 20 

Jahresabschluss 

 

(1) Der Vorstand hat für das vergangene Geschäftsjahr den Jahresab-

schluss und den Lagebericht sowie den Konzernabschluss und den 

Konzernlagebericht innerhalb der gesetzlichen Fristen aufzustellen 

und unverzüglich nach der Aufstellung dem Aufsichtsrat und dem Ab-

schlussprüfer vorzulegen. Zugleich hat der Vorstand dem Aufsichtsrat 

einen Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinns vorzulegen.  

 

(2) Vorstand und Aufsichtsrat sind ermächtigt, bei der Feststellung des 

Jahresabschlusses den Jahresüberschuss, der nach Abzug der in die 

gesetzliche Rücklage einzustellenden Beträge und eines Verlustvor-

trags verbleibt, zum Teil oder ganz in andere Gewinnrücklagen einzu-

stellen. Die Einstellung eines größeren Teils als der Hälfte des Jahre-

süberschusses ist nicht zulässig, soweit die anderen Gewinnrücklagen 

die Hälfte des Grundkapitals übersteigen oder nach der Einstellung 

übersteigen würden.  

 

 

§ 21 

Gewinnverwendung, Ordentliche Hauptversammlung 

 

Die Hauptversammlung beschließt alljährlich in den ersten acht Monaten des 

Geschäftsjahres über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands und des 

Aufsichtsrats und über die Verwendung des Bilanzgewinns für das voraus-

gegangene Geschäftsjahr sowie über die Wahl des Abschlussprüfers (or-

dentliche Hauptversammlung).  

 

 

 

VII. Gründungskosten 

 

 

§ 22 

Gründungskosten 

 

Die Gesellschaft trägt die Kosten des Formwechsels von der GmbH in die 

AG bis zu einem Betrag von max. EUR 50.000,00. 


